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CDU-Politiker im Visier: Ermittlungen
wegen Volksverhetzung

Ermittlungen gegen CDU-Politiker wegen mutmaßlicher
Volksverhetzung nach umstrittenen Äußerungen zu einem

Messerangriff. Staatsanwaltschaft Halle prüft Vorwürfe.
(Quelle: Bild)

Streit um politische Äußerungen im Fokus –
Ermittlungen gegen CDU-Politiker

In Halle hat die Staatsanwaltschaft Ermittlungen wegen des
Verdachts der Volksverhetzung gegen den CDU-Politiker Detlef
Gürth eingeleitet. Grund dafür waren Äußerungen zu einem
Messerangriff eines Afghanen, der für Kontroversen sorgte.

Die kontroverse Äußerung des Politikers

Der Landtagsabgeordnete von Sachsen-Anhalt hatte in einem
Tweet seine Meinung zu dem Vorfall kundgetan, bei dem ein
afghanischer Mann einen Landsmann tötete und weitere
Personen verletzte, bevor er von der Polizei erschossen wurde.
In dem mittlerweile gelöschten Tweet äußerte sich Gürth
deutlich gegen die afghanische Gemeinschaft und forderte ihr
Verlassen Deutschlands.

Löschen des Beitrags und Anzeige der Linken

Trotz des raschen Löschens des Tweets durch Gürth wurde eine
Anzeige gegen ihn von der Linkspartei-Landtagsabgeordneten
Henriette Quade erstattet. Die Staatsanwaltschaft Halle nahm
daraufhin die Ermittlungen auf und betonte, dass es sich um



einen Anfangsverdacht handle, wobei die Unschuldsvermutung
gelte.

Die Kontroverse um die Äußerungen des CDU-Politikers zeigt
einmal mehr, wie sensibel das Thema der Volksverhetzung in
der politischen Landschaft behandelt wird. Es verdeutlicht auch
den Spannungsbogen zwischen Meinungsfreiheit und
Verantwortung.
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